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A. Zielsetzung 

Der Vertrag soll die Rechtsgrundlage für die im Interesse beider 
Staaten erforderliche gegenseitige Unterstützung der Zollverwal-
tungen schaffen. 

B. Lösung 

Der Vertrag sieht die Zusammenarbeit der beiden Zollverwaltungen 
insbesondere zur Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung von Zu-
widerhandlungen gegen die Zollvorschriften der beiden Staaten vor. 

Gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedarf es eines 
Vertragsgesetzes als Voraussetzung für die Ratifikation. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Eine enge und wirksame Zusammenarbeit der Zollverwaltungen wird 
in verschiedenen Arbeitsbereichen der Bundeszollverwaltung einen 
nicht quantifizierbaren Personalmehrbedarf und der Höhe nach nicht 
festlegbare zusätzliche sächliche Ausgaben zur Folge haben. Der 
Mehrbedarf wird jedoch im Rahmen des zur Verfügung stehenden 
Personals und der zugewiesenen Haushaltsmittel aufgefangen wer-
den und damit keine zusätzlichen Ausgaben verursachen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (432) — 653 04 — Zo 202/95 Bonn, den 10. November 1995 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. Mai 1995 zwischen der Bundesrepu-

blik Deutschland und der Tschechischen Republik über die gegenseitige 
Unterstützung der Zollverwaltungen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Fede rführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 690. Sitzung am 3. November 1995 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 





Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 	Drucksache 13l2985 

Entwurf 

Gesetz 
zu dem Vertrag vom 19. Mai 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Fu rth i. Wald am 19. Mai 1995 unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die gegensei-
tige Unterstützung der Zollverwaltungen wird zugestimmt. Der Vertrag wird nach-
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 17 Abs. 1 in Kra ft  tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 17 Abs. 1 
in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit zusätzlichen Kosten belastet, da Gegenstand des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik ausschließlich die 
Förderung der beiderseitigen Zusammenarbeit ist. 

Aufgrund der verbesserten Zusammenarbeit ist grundsätzlich tendenziell mit 
höheren Steuereinnahmen zu rechnen. Die dadurch erzielten Mehreinnahmen 
sind aber zahlenmäßig auf Einzelfälle beschränkt und vom Umfang her ge-
messen am Steueraufkommen im gesamten grenzüberschreitenden Verkehr so 
gering, daß davon keine spürbaren Veränderungen des Nachfrageverhaltens und 
insoweit auch keine meßbaren preislichen Auswirkungen ausgelöst werden. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik 
über die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Tschechische Republik — 

auf der Grundlage des Vertrags vom 27. Februar 1992 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
und Slowakischen Föderativen Republik über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit, 

in der Absicht, die nachbarlichen Beziehungen auch durch eine 
enge Zusammenarbeit in Zollangelegenheiten zu entwickeln und 
zu verstärken, 

in dem Bestreben, durch eine Zusammenarbeit beider Zollver-
waltungen den Reise- und Warenverkehr über die Staatsgrenzen 
zu erleichtem und zu beschleunigen, 

in der Erwägung, daß Zollzuwiderhandlungen die wirtschaft-
lichen und fiskalischen Interessen beeinträchtigen und 

in der Überzeugung, daß die Beachtung der Zollbestimmungen 
und die Bekämpfung von Zollzuwiderhandlungen durch die Zu-
sammenarbeit der Zollverwaltungen erfolgreicher entwickelt wer-
den können — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Anwendungsbereich 

(1) Die Zollverwaltungen beider Vertragsparteien leisten sich 
gegenseitig im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach Maßgabe 
ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften Unterstützung nach die-
sem Vertrag, um 

a) den grenzüberschreitenden Reise- und Warenverkehr durch 
die Zusammenarbeit zu erleichtern und zu beschleunigen; 

b) eine genaue Erhebung der Zölle, Steuern und der sonstigen 
Ein- und Ausfuhrabgaben sicherzustellen; 

c) Zollzuwiderhandlungen zu verhindern, zu ermitteln und zu 
verfolgen. 

(2) Der Vertrag läßt die Zusammenarbeit im Rahmen der justi-
tiellen Rechtshilfe sowie aufgrund anderer vertraglicher Verpflich-
tungen unberührt. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) „Zollbestimmungen" im Sinne dieses Vertrags sind alle 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Waren, die sich auf Zölle, Steuern oder alle sonsti-
gen Ein- und Ausfuhrabgaben, auf Erstattungen oder Verbote, 
Beschränkungen und Kontrollen des Warenverkehrs Ober die 
Grenzen beziehen. 
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(2) „Zollverwaltungen" im Sinne dieses Vertrags sind in der 
Bundesrepublik Deutschland die Bundeszollverwaltung und in der 
Tschechischen Republik das Ministerium für Finanzen — General-
direktion für Zölle —. 

(3) „Zollzuwiderhandlungen" im Sinne dieses Vertrags sind 
sowohl vollendete als auch versuchte Verstöße gegen die Zoll-
bestimmungen. 

(4) Suchtstoffe" im Sinne dieses Vertrags sind die Stoffe, die 
unter das Einheits-Übereinkommen von 1961 vom 30. März 1961 
über Suchtstoffe in seiner jeweils geltenden Fassung fallen. 

(5) „Psychotrope Stoffe" im Sinne dieses Vertrags sind Stoffe, 
die unter das Obereinkommen vom 21. Februar 1971 über psy-
chotrope Stoffe in seiner jeweils geltenden Fassung fallen. 

Artikel 3 
Erleichterung der Zollformalitäten 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien arbeiten gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrags zusammen und treffen im Rah-
men der innerstaatlichen Rechtsvorschriften im gegenseitigen 
Einvernehmen die erforderlichen Maßnahmen, um Zollformalitä-
ten zu vereinfachen und dadurch den Reise- und Warenverkehr 
zwischen beiden Seiten zu erleichtern und zu beschleunigen. Die 
Zuständigkeiten der Europäischen Union bleiben unberührt. 

Artikel 4 
Erteilung 

von Bescheinigungen, Erfahrungsaustausch 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen sich ge-
genseitig auf Ersuchen jede Bescheinigung, durch die bestätigt 
wird, daß Waren, die aus dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
ausgeführt werden, ordnungsgemäß in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei eingeführt worden sind; in den Bescheini-
gungen werden erforderlichenfalls A rt  und Daten des Zollverfah-
rens angegeben, zu dem die Waren abgefertigt worden sind. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
auf Ersuchen Auskünfte, ob die den Zollbehörden vorgelegten 
Urkunden und Schriftstücke echt und inhaltlich zutreffend sind. 

(3) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien 

a) tauschen Erfahrungen hinsichtlich ihrer Tätigkeiten sowie über 
neue Mittel und Methoden der Begehung von Zollzuwider-
handlungen aus; 

b) unterrichten sich gegenseitig über wesentliche Änderungen 
ihrer Zollbestimmungen sowie die Anwendung technischer 
Hilfsmittel durch ihre Zollverwaltungen und erörtern andere 
Fragen von beiderseitigem Interesse. 

Artikel 5 
Bekämpfung des Schmuggels 

mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 
(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 

zur Intensivierung der Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung 
des Schmuggels und illegalen Handels mit Suchtstoffen und psy-
chotropen Stoffen auch ohne Ersuchen so schnell wie möglich alle 
Informationen über 

a) Personen, von denen bekannt ist oder die im Verdacht stehen, 
daß sie sich mit dem Schmuggel von Suchtstoffen und psy-
chotropen Stoffen befassen; 

b) Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge, von denen bekannt ist 
oder die im Verdacht stehen, daß sie zum Schmuggel von 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen verwendet werden. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen sich ge-
genseitig auch unaufgefordert alle Informationen über die beim 
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illegalen Handel mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen ange-
wandten Schmuggelmethoden und -verfahren sowie über Erfolge 
neuer Kontrollmethoden. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhaltenen Informationen, 
Mitteilungen und Schriftstücke sollen, soweit erforderlich, an an-
dere mit der Bekämpfung der Rauschgiftsucht und des illegalen 
Handels mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen befaßte Straf-
verfolgungsbehörden weitergegeben werden. 

Artikel 6 
Erteilung von Auskünften 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
auf Ersuchen, insbesondere durch Übersenden von Berichten, 
Niederschriften oder beglaubigten Kopien von Schriftstücken und 
sonstigen Unterlagen, alle ihnen zur Verfügung stehenden Aus-
künfte über 

a) Umstände, die geeignet sind, die genaue Erhebung der Zölle, 
Steuern und sonstigen Ein- und Ausfuhrabgaben sowie die 
Einhaltung der Zollbestimmungen sicherzustellen; 

b) vollendete oder geplante Handlungen, die gegen die Zollbe-
stimmungen des ersuchenden Vertragstaats verstoßen oder 
zu verstoßen scheinen. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
auch unaufgefordert so schnell wie möglich alle Informationen 
hinsichtlich der Zollzuwiderhandlungen, an deren Bekämpfung ein 
besonders starkes allgemeines Interesse besteht. 

Artikel 7 
Zustellung 

oder Bekanntgabe von Schriftstücken 
(1) Die Zollverwaltung einer Vertragspartei wird auf Ersuchen 

der Zollverwaltung der anderen Vertragspartei unter Beachtung 
des jeweils geltenden Rechts dem Empfänger alle die Anwendung 
der Zollvorschriften betreffenden Entscheidungen und weiteren 
Schriftstücke der ersuchenden Zollbehörden zustellen oder be-
kanntgeben. 

(2) In einem Ersuchen um Zustellung oder Bekanntgabe von 
Entscheidungen oder anderen Schriftstücken ist abweichend von 
Artikel 9 eine Sachverhaltsdarstellung entbehrlich. 

(3) Die Zustellung oder Bekanntgabe einer Entscheidung oder 
anderer Schriftstücke wird durch eine mit der Angabe des Zustel-
lungstags oder Bekanntgabetags versehenen Empfangsbestäti-
gung des Empfängers oder durch eine Bescheinigung der ersuch-
ten Behörde Ober die Form und die Zeit der Zustellung oder 
Bekanntgabe nachgewiesen. 

Artikel 8 
Ermittlungen 

(1) Auf Ersuchen der Zollverwaltung einer Vertragspartei führt 
die Zollverwaltung der anderen Vertragspartei in Verfahren nach 
Artikel 1 Buchstaben b und c Überprüfungen, Feststellungen oder 
Ermittlungen durch. 

(2) Das Ergebnis der Überprüfungen, Feststellungen und Er-
mittlungen wird der ersuchenden Zollverwaltung entsprechend 
Artikel 6 Absatz 1 mitgeteilt. 

Artikel 9 
Form und Inhalt der Ersuchen 

(1) Ersuchen sind schriftlich zu stellen, wobei eine Übersetzung 
in der Amtssprache der ersuchten Seite möglichst beizufügen ist. 
Die zur Durchführung des Ersuchens erforderlichen Schriftstücke 
einschließlich etwaiger ihm zugrunde liegender Verfügungen oder 
Entscheidungen der zuständigen Behörde sind in Urschrift, Aus-
fertigung oder beglaubigter Ablichtung beizufügen. 
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(2) Das Ersuchen oder die ihm nach Absatz 1 beizufügenden 
Schriftstücke sollen folgende Angaben enthalten: 

a) die Zollbehörde, bei der das dem Ersuchen zugrunde liegende 
Verfahren anhängig ist; 

b) die Art  des Verfahrens; 

c) den Gegenstand und den Grund des Ersuchens; 

d) Namen, Personendaten und Anschriften der am Verfahren 
Beteiligten; 

e) eine kurze Sachverhaltsdarstellung mit rechtlicher Würdi-
gung. 

Artikel 10 

Geschäftsweg und Zuständigkeit 

(1) Die in diesem Vertrag vorgesehene Unterstützung findet 
unmittelbar zwischen den Zollverwaltungen der Vertragsparteien 
statt . 

(2) Ist die ersuchte Zollverwaltung für die erbetene Unter-
stützung nicht zuständig, so leitet sie das Ersuchen mit Zustim-
mung der ersuchenden Zollverwaltung an die zuständige Behörde 
weiter. 

Artikel 11 

Erledigung des Ersuchens 

(1) Bei der Durchführung der Unterstützungsmaßnahmen und 
bei der Erledigung der Ersuchen werden die Rechtsvorschriften 
der ersuchten Vertragspartei angewandt. Dabei gilt die Übermitt-

lung von Kopien von Schriftstücken und von sonstigen Unterlagen 
als eine Art  der Auskunftserteilung. Bei Überprüfungen und Ermitt-
lungen verfährt die ersuchte Zollverwaltung, ohne Zwangsmaß

-

nahmen wie Beschlagnahmen und Durchsuchungen, so, als ob 
sie in Erfüllung eigener Aufgaben handeln würde. 

(2) Soweit dem Ersuchen nicht entsprochen werden kann, ist 
die ersuchende Behörde hiervon unter Angabe der Gründe und 
der sonst bekanntgewordenen Umstände, die für die Weiterfüh-
rung der Sache von Bedeutung sein könnten, zu benachrich-
tigen. 

Artikel 12 

Verwendung der erteilten Auskünfte 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien dürfen die nach die-
sem Vertrag erhaltenen Auskünfte und Schriftstücke ausschließ-
lich in internen Verfahren der Zollbehörden sowie in Gerichtsver-
fahren, einschließlich der Verfahren, die von der Staatsanwalt-
schaft oder unter ihrer Aufsicht geführt werden, als Beweismi ttel 
benutzen. Der Beweiswert dieser Auskünfte und Schriftstücke 
sowie ihre Verwendung vor Gericht richten sich nach innerstaat-
lichem Recht. 

Artikel 13 

Datenschutz 

Sofern auf der Grundlage dieses Vertrags in Übereinstimmung 
mit dem innerstaatlichen Recht personenbezogene Daten über-
mittelt werden, gelten nachfolgende Bestimmungen: 

1. Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Zollverwaltung vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Zollverwaltung 
auf deren Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu-
ständigen Zollbehörden sowie an Strafverfolgungsbehörden 
übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an andere Stel-
len darf nur mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden 
Zollverwaltung erfolgen. 
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4. Die übermittelnde Zollverwaltung ist verpflichtet, auf die Rich-
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlich-
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über-
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzuneh-
men. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Bet roffenen an der Auskunftsertei-
lung überwiegt Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof

-

fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht der Vertrags-
partei, von der die Auskunft beantragt wird. 

6. Die übermittelnde Zollverwaltung weist bei der Übermittlung 
auf die nach ihrem Recht geltenden Löschungsfristen hin. 
Unabhängig von diesen Fristen sind die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten nach dem Wegfall der Erforderlichkeit 
zu löschen. 

7. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Vertrag rechtswidrig ge-
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Vertragspartei 
nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im 
Verhältnis zum Geschädigten nicht darauf berufen, daß der 
Schaden durch die übermittelnde Vertragspartei verursacht 
worden ist. 

8. Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien sind verpflichtet, 
die Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen 
Daten aktenkundig zu machen und die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen. 

Artikel 14 

Ausnahmen 
von der Verpflichtung zur Unterstützung 

(1) Ist die ersuchte Zollverwaltung der Ansicht, daß die Erledi-
gung eines Ersuchens geeignet ist, die Souveränität, die Sicher

-

heft, die öffentliche Ordnung (ordre public) oder andere wesent-
liche Interessen ihres Staates zu beeinträchtigen, so kann sie die 
Unterstützung ganz oder teilweise verweigern oder von der Ein-
haftung bestimmter Bedingungen abhängig machen. 

(2) Wird ein Ersuchen um Unterstützung gestellt, welche die 
ersuchende Zollverwaltung im umgekehrten Fall zu leisten nicht 
imstande wäre, so hat sie in dem Ersuchen darauf hinzuweisen. 
Der ersuchten Zollverwaltung steht es frei, einem dera rtigen Ersu-
chen zu entsprechen. 

Artikel 15 

Kosten 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erstatten sich ge-
genseitig keine Kosten, mit Ausnahme der Kosten für Zeugen und 
Sachverständige sowie für Dolmetscher und Übersetzer, die nicht 
dem öffentlichen Dienst angehören. 

Artikel 16 

Durchführung des Vertrags 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien verhandeln und er-
lassen die zur Anwendung dieses Vertrags erforderlichen Durch-
führungsbestimmungen. Darin wird auch einvernehmlich festge-
legt, hinsichtlich welcher Auskünfte nach Artikel 6 Absatz 2 ein 
besonders starkes allgemeines Interesse besteht. 
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Artikel 17 

Inkrafttreten, Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach dem Tag in Kra ft, an 
dem die Regierungen der Vertragsparteien einander notifiziert 
haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des Vertrags erfüllt sind. 

(2) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann von jeder Vertragspartei mit einer Frist von zwölf Monaten 
schriftlich gekündigt werden. 

Geschehen zu Furth i. Wald am 19. Mai 1995 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Némecko 

Theo Waigel 
Hartmut Hillgenberg 
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Denkschrift zum Vertrag 

L Allgemeines 
Mit dem in die Wege geleiteten Übergang zur marktwirt-
schaftlichen Wi rtschaftsordnung in Mittel- und Osteuropa 
wachsen die wi rtschaftlichen Verflechtungen auch im Ver-
hältnis zu diesen Staaten. Damit verbunden ist ein stetig 
zunehmender zwischenstaatlicher Warenaustausch, zu 
dessen Vereinfachung und Beschleunigung bereits we-
sentliche Erleichterungen bei der Grenzabfertigung einge-
führt wurden und weitere folgen werden. Diese Entwick-
lung erfordert im Interesse der  am Außenhandel Beteilig-
ten und ihrer Staaten eine enge und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit der Zollverwaltungen. 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Tschechische 
Republik sind Mitglieder des Rates für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete des Zollwesens — Weltzollorgani-
sation — (vgl. BGBl. 1952 II S. 1, 19; 1953 II  S. 1; 1966 II  
S. 249 und 1993 II S. 262) und arbeiten in diesem Rahmen 
bereits zusammen. Die Möglichkeiten der gegenseitigen 
Unterstützung bei der Bekämpfung von Zuwiderhandlun-
gen gegen die Zollbestimmungen und der Zusammen-
arbeit in anderen Zollangelegenheiten in Anwendung der 
Empfehlungen der Weitzollorganisation sind wegen der 
Vielzahl der Mitgliedstaaten (zur Zeit 111) und deren unter-
schiedlicher Rechtsordnungen aber sehr eingeschränkt. 
Eine weitergehende Grundlage für die Zusammenarbeit 
stellt das am 1. Februar 1995 in Kraft  getretene Europa

-

Abkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits (sogen. Gemischtes 
Abkommen) und der Tschechischen Republik andererseits 
(vgl. ABl. EG Nr. L 360/S. 1 vom 31.12.1994) dar, dem ein 
Protokoll Nr. 6 über Amtshilfe im Zollbereich angefügt ist. 
Im Hinblick auf die gemeinsame Grenze, bei der es sich 
gleichzeitig um die Außengrenze der Europäischen Union 
handelt, ist eine darüber hinaus gehende besonders enge 
Zusammenarbeit der deutschen und der tschechischen 
Zollverwaltung notwendig. Insbesondere ist im Interesse 
einer schnellen und effektiven Bekämpfung des Schmug

-gels auch eine direkte Zusammenarbeit auf örtlicher Ebe-
ne anzustreben. Insoweit ist eine ergänzende, bilaterale 
Übereinkunft zu dem vorgenannten Protokoll Nr. 6 erfor-
derlich. 
Grundlage für die Erhebung von Zöllen und anderen Ein-
und Ausfuhrabgaben, für die Erstattungen nach den Markt-
ordnungsvorschriften sowie für die Überwachung der Ein-
haltung der Bestimmungen über die Ein-, Aus- und Durch-
fuhr von Waren an den Außengrenzen der Europäischen 
Union bilden die Angaben des Anmeldepflichtigen. Die 
Richtigkeit dieser Angaben kann im innerstaatlichen Be-
reich häufig nicht wirksam überprüft werden. Ohne eine 
enge Zusammenarbeit der Zollverwaltungen wären zum 
Beispiel zuverlässige Ermittlungen des Ursprungs, des 
Transportweges, des Wertes, der Beschaffenheit von ein-
geführten Waren oder des Verbleibs von ausgeführten 
Waren vielfach nicht durchführbar. Dies würde in erster 
Linie internationalen Gesetzesbrechern zugute kommen, 
die als Intelligenztäter bei ihren illegalen zwischenstaatli-
chen Warengeschäften meist normale Geschäfts- und 
Verkehrswege benutzen, dabei aber die Zollverwaltungen 
durch Falschanmeldungen verschiedenster A rt  zu täu

-

schen versuchen. Hierzu werden nicht selten ge- oder 
verfälschte Urkunden, Rechnungen und andere Unterla-
gen vorgelegt oder zeit- und kostenaufwendige Transpo rt

-umwege über mehrere Staaten gewählt, um die tatsächli-
che Herkunft oder den Verbleib von Waren und andere 
relevante Umstände zu verschleiern und dàdurch eine 
Aufklärung des Sachverhalts zu verhindern. Ziel der ge-
genseitigen Unterstützung der Zollverwaltungen ist des-
halb, die genaue Erhebung der Zölle und sonstigen Ein-
und Ausfuhrabgaben sowie die Einhaltung der Zollbestim-
mungen sicherzustellen. Es soll ermöglicht werden, Zuwi-
derhandlungen gegen die Zollbestimmungen auch jenseits 
der Außengrenzen der Europäischen Union wirksamer 
verhindern, ermitteln und verfolgen zu können. Die Zusam-
menarbeit dient nicht nur fiskalischen Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Europäischen Union, 
sondern zugleich den berechtigten Belangen der Wi rt

-schaft und Landwirtschaft, weil illegale Ein- und Ausfuhren 
geeignet sind, den legalen We ttbewerb zu beeinträchti-
gen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat deshalb bereits eine 
Anzahl von vertraglichen Vereinbarungen geschlossen, 
um eine wirksame Zusammenarbeit der Zollverwaltungen 
zu ermöglichen: 

a) das Übereinkommen vom 7. September 1967 zwischen 
Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und den Niederlanden über die ge-
genseitige Unterstützung ihrer Zollverwaltungen (BGBl. 
1969 II S. 65), dem das Königreich Dänemark, Irland, 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Griechenland, Po rtugal und Spanien beigetreten 
sind, 

b) die Verträge vom 11. September 1970 und 12. Dezem-
ber 1979 mit Österreich über Rechts- und Amtshilfe in 
Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenheiten 
(BGBl. 1971 II  S. 1001; 1980 I I S. 1244), 

c) die Verträge vom 18. Dezember 1972 und 31. Oktober 
1975 mit Schweden über die gegenseitige Unterstüt-
zung in Zollangelegenheiten (BGBl. 1973 II S. 1241; 
1976 It S. 1671), 

d) den Vertrag vom 23. August 1973 mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die gegenseitige Unterstüt-
zung ihrer Zollverwaltungen (BGBl. 1975 II S. 445), 

e) den Vertrag vom 2. April 1974 mit Jugoslawien über die 
gegenseitige Unterstützung zur Verhinderung, Ermitt-
lung und Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die 
Zollvorschriften (BGBl. 1975 II  S. 409), 

f) den Vertrag vom 11. Juli 1974 mit Norwegen über die 
gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 
(BGBl. 1975 II S. 757), 

g) den Vertrag vom 16. Mai 1975 mit Finnland über die 
gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 
(BGBl. 1976 II S. 545), 

h) den Vertrag vom 11. Oktober 1977 mit Island über die 
gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 
(BGBl. 1978 II S. 853), 
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i) den Vertrag vom 10. September 1984 mit Kanada über 
die gegenseitige Unterstützung und die Zusammenar-
beit ihrer Zollverwaltungen (BGBl. 1985 II S. 826), 

j) den Vertrag vom 18. Dezember 1991 mit Ungarn über 
die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 
(BGBl. 1993 II S. 115), 

k) den Vertrag vom 29. Juli 1992 mit Polen über die 
Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstützung 
der Zollverwaltungen (BGBl. 1994 II S. 93), 

I) den Vertrag vom 16. Dezember 1992 mit der Russi-
schen Föderation über die Zusammenarbeit und die 
gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 
(BGBl. 1994 II S. 1052; Ratifizierung steht noch aus). 

Nach vorhergehenden Kontaktgesprächen fanden im Ok-
tober 1990 in Prag und im Juli 1991 in Passau erste 
Verhandlungen über eine vertragliche Regelung der ge-
genseitigen Unterstützung mit der ehemaligen Tschecho-
slowakei statt. Diese Verhandlungen wurden im März 1993 
nach der Auflösung der Tschechoslowakei mit der tsche-
chischen Zollverwaltung in Potsdam fortgesetzt. Dabei 
stimmten die deutsche und die tschechische Seite darin 
überein, daß eine enge und effektive Zusammenarbeit der 
Zollverwaltungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik anzustreben ist, besonders zur 
Bekämpfung des Rauschgiftschmuggels, an der beide 
Staaten zum Schutz der öffentlichen Ordnung und der 
Volksgesundheit ein elementares Interesse haben. Um 
eine ausreichende Rechtsgrundlage für die im Interesse 
beider Staaten erforderliche gegenseitige Unterstützung 
zu schaffen, war der Abschluß eines Vertrags notwendig. 
Der Vertrag wurde, am 19. Mai 1995 in Fu rth i. Wald 
unterzeichnet. 
Die in dem Vertrag getro ffenen Vereinbarungen entspre-
chen weitgehend den in den vorerwähnten Übereinkünften 
getroffenen Regelungen. Regelungen über die Vollstrek-
kung und die Anwendung von Zwangsmaßnahmen (wie 
zum Beispiel Durchsuchungen und Beschlagnahmen) 
wurden nicht für erforderlich gehalten. Bei den Vertrags-
verhandlungen bestand Einvernehmen darüber, daß der 
Vertrag nicht die justizielle Rechtshilfe umfaßt. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 
Hier wird der Anwendungsbereich des Vertrags be-
stimmt. 
Nach Absatz 1 werden sich die Vertragsparteien gegensei-
tig nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrags 
über ihre Zollverwaltungen Unterstützung leisten. Die in-
nerstaatliche Zuständigkeit der Zollverwaltung wird da-
durch nicht erweitert. 
Ferner werden die Bereiche aufgeführt, in denen im Rah-
men dieses Vertrags Unterstützung zu leisten ist. Es ist 
dies zunächst der Bereich der Erleichterung und Beschleu-
nigung der Grenzabfertigung. Dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, daß insoweit grundsätzlich die Zuständigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft gegeben ist (vgl. hierzu Arti-
kel 3 Satz 2), so daß Fragen der Grenzabfertigung weitge-
hend im Einvernehmen mit der Europäischen Gemein-
schaft zu regeln sein werden. Die übrigen Bereiche der 
Unterstützung betreffen Ermittlungs-, Festsetzungs-, 
Rechtsbehelfs- und Rechtsmittelverfahren im Zusammen-
hang mit der Tarifierung, Bewertung und anderen für die 

Anwendung der Zollbestimmungen wesentlichen Merkma-
len sowie Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen die 
Zollbestimmungen, soweit die Zollverwaltung dafür zu-
ständig ist. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Zusammenarbeit aufgrund 
anderer vertraglicher Verpflichtungen unberüh rt  bleibt. 
Dies gilt zum Beispiel für das Gebiet der Rechtshilfe in 
Strafsachen, die bei Justizbehörden anhängig sind. 

Zu Artikel 2 

Diese Bestimmung enthält Definitionen. 

In Absatz 1 ist der Begriff „Zollbestimmungen" im Sinne 
des Vertrags erläutert. „Zollbestimmungen" sind danach 
alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren über nationale Grenzen 
sowie alle sonstigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die von der jeweiligen Zollverwaltung durchgesetzt oder 
ausgeführt werden. Dies sind vor allem die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sich auf Zölle, Steuern oder 
alle sonstigen Abgaben oder Erstattungen oder Verbote, 
Beschränkungen und Kontrollen des grenzüberschreiten-
den Warenverkehrs beziehen. Dazu gehören auch die in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Bestimmun-
gen über Abschöpfungen und Erstattungen bei der Ein-
und Ausfuhr von Erzeugnissen, für die gemeinsame Markt-
organisationen oder Regelungen zur Ergänzung oder Si-
cherung solcher Marktorganisationen bestehen. Ferner 
gehören hierher eine Vielzahl von Gesetzen nichtfiskali-
scher Art , die Verbote und Beschränkungen für die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren enthalten, sowie die Vor-
schriften über strafrechtliche Verbringungsverbote und 
Verbringungsverbote aus Staatsschutzgründen. 
In Absatz 2 wird festgestellt, daß Zollverwaltungen im 
Sinne des Vertrags in der Bundesrepublik Deutschland die 
Bundeszollverwaltung und in der Tschechischen Republik 
das Ministerium für Finanzen — Generaldirektion für Zölle — 
sind. 

Nach Absatz 3 ist eine „Zollzuwiderhandlung" im Sinne des 
Vertrags jeder Verstoß oder versuchte Verstoß gegen die 
Zollbestimmungen. 
In den Absätzen 4 und 5 wird festgelegt, welche Suchtstof-
fe und psychotrope Stoffe von dem Anwendungsbereich 
des Vertrags erfaßt werden. 

Zu Artikel 3 

Die hier vorgesehene Zusammenarbeit zur Erleichterung 
und Beschleunigung des Warenverkehrs setzt das gegen-
seitige Einvernehmen voraus. Dadurch und durch den 
Hinweis auf die Zuständigkeiten der Europäischen Union 
ist sichergestellt, daß insbesondere die Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Vereinfachung von Zollformalitäten nicht 
im Widerspruch zum Recht der Europäischen Gemein-
schaften getroffen werden können. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 regelt die Erteilung von Bescheinigungen. Bei der 
Ausfuhr von Waren werden häufig Erstattungen oder Ver-
günstigungen unter bestimmten Auflagen gewährt (zum 
Beispiel Erstattungen bei der Ausfuhr von Marktordnungs-
waren in vorgeschriebene Länder, Verbleib von ausfuhrge-
nehmigungspflichtigen hochtechnologischen Erzeugnis-
sen). Zweifel, ob solche Waren tatsächlich im anderen 
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Vertragstaat eingeführt worden und auch verblieben sind, 
können dadurch beseitigt werden, daß die ordnungsge-
mäße Einfuhr auf Ersuchen bestätigt wird. 
Gemäß Absatz 2 unterrichten sich die Zollverwaltungen 
außerdem auf Ersuchen darüber, ob die zur Zollabferti-
gung vorgelegten Belege (zum Beispiel Ursprungszeug-
nisse) der anderen Vertragspartei echt und inhaltlich zu-
treffend sind. 
Um Zuwiderhandlungen gegen die Zollbestimmungen er-
folgreich verhindern, ermitteln und verfolgen sowie Verwal-
tungsabläufe so effektiv wie möglich gestalten zu können, 
sieht Absatz 3 vor, daß sich die Zollverwaltungen über 
neue Mittel und Methoden bei der Begehung von Zollzuwi-
derhandlungen sowie über wesentliche Änderungen ihrer 
Zollbestimmungen und die Anwendung von technischen 
Hilfsmitteln unterrichten. 

Zu Artikel 5 
An der Bekämpfung des Schmuggels und des illegalen 
Handels mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen be-
steht ein besonders starkes Interesse. Demzufolge ist in 
den Absätzen 1 und .2 im wesentlichen vorgesehen, daß 
sich die Zollverwaltungen der Vertragsparteien auch un-
aufgefordert alle Auskünfte (Spontaninformationen) über 
Personen und Beförderungsmittel sowie über die im Zu-
sammenhang mit dem Rauschgiftschmuggel gewonnenen 
Erfahrungen mitteilen, die für die Zollverwaltung der ande-
ren Vertragspartei bei der Erfüllung ihrer Aufgaben von 
Interesse sein könnten. 
Um eine uneingeschränkte Auswertung der in diesem 
Bereich erhaltenen Informationen zu ermöglichen, sieht 
Absatz 3 vor, daß die erlangten Erkenntnisse an alle mit 
der Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität sowie auch die 
übrigen mit der Rauschgiftproblematik befaßten Verwal-
tungen (zum Beispiel Polizei, Gesundheitsbehörden u. a.) 
weitergegeben werden dürfen. Nationale Geheimhaltungs-
vorschriftbn (wie zum Beispiel das Steuergeheimnis nach 
§ 30 der Abgabenordnung) werden damit ausgeräumt, weil 
eine erfolgreiche Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität 
nur durch ein enges Zusammenwirken aller damit befaß-
ten Verwaltungen möglich ist. 

Zu Artikel 6 
Um die Einhaltung der Zollbestimmungen insgesamt si-
cherzustellen und um Zuwiderhandlungen gegen die Zoll-
bestimmungen soweit wie möglich ermitteln, verhindern 
und verfolgen zu können, erteilen sich die Zollverwaltun-
gen nach Absatz 1 unter Beifügung der in Betracht kom-
menden Unterlagen alle sachdienlichen Auskünfte. 
An der Bekämpfung des Schmuggels und illegalen Han-
dels mit bestimmten Waren (insbesondere Waffen, Muni-
tion, Sprengstoffe, Kulturgüter, Giftstoffe, umweltbelastende 
Stoffe sowie Alkohol- und Tabakerzeugnisse) besteht ab-
gesehen von dem Rauschgiftschmuggel (vgl. hierzu Arti-
kel 5) ebenfalls ein besonders starkes allgemeines Inter-
esse. Daher ist für diesen Bereich auch unter Berücksichti-
gung der Artikel 18 Abs. 3 und 31 Abs. 2 des Vertrags vom 
27. Februar 1992 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Tschechischen und Slowakischen Föderati-
ven Republik über gute Nachbarschaft und freundschaftli-
che Zusammenarbeit (BGBl. 1992 II S. 462) vorgesehen, 
daß sich die Zollverwaltungen der Vertragsparteien bezüg-
lich solcher Zuwiderhandlungen auch unaufgefordert alle 

zur Verfügung stehenden Informationen (Spontaninforma-
tionen) erteilen, die für die Zollverwaltung der anderen 
Vertragspartei bei der Erfüllung ihrer Aufgaben von Inter-
esse sein könnten. Da die geschmuggelten Waren, an 
deren Bekämpfung ein besonders starkes allgemeines 
Interesse besteht, variieren, ist der Warenkatalog nicht im 
Vertrag selbst definie rt . Er soll vielmehr in den im gegen-
seitigen Einvernehmen nach Artikel 16 zu erlassenden 
Durchführungsbestimmungen festgelegt werden, um flexi-
bel auf die veränderten Umstände beim Warenschmuggel 
reagieren zu können. 

Zu Artikel 7 
Die in diesem Artikel getroffenen Regelungen eröffnen 
eine einfache und schnelle Möglichkeit der Bekanntgabe 
oder Zustellung von Bescheiden und Entscheidungen der 
Zollverwaltungen durch Anwendung des unmittelbaren 
Geschäftswegs zwischen den Zollverwaltungen der Ver-
tragsparteien. 

Zu Artikel 8 
Artikel 8 bestimmt, daß die Zollverwaltung einer Vertrags-
partei auf Ersuchen der Zollverwaltung der anderen Ver-
tragspartei im Rahmen ihrer Zuständigkeit im Zusammen-
hang mit der Sicherstellung der zutreffenden Festsetzung 
von Abgaben (vgl. Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe b) und der 
Zuwiderhandlung gegen die Zollbestimmungen (vgl. Arti-
kel 1 Abs. 1 Buchstabe c) Überprüfungen, Feststellungen 
oder Ermittlungen durchführt und das Ergebnis nach Maß-
gabe des Artikels 6 Abs. 1 der ersuchenden Zollverwaltung 
mitteilt. 

Zu Artikel 9 
Ersuchen nach diesem Vertrag sind — wie in Absatz 1 
ausgeführt — schriftlich unter Beifügung der zu ihrer Durch-
führung erforderlichen Schriftstücke zu stellen. Damit sich 
die ersuchte Zollverwaltung vergewissern kann, ob ein 
Ersuchen in den Anwendungsbereich des Vertrags fällt 
und im Rahmen welcher nationalen Rechtsvorschriften die 
Unterstützungsmaßnahmen zu führen sind, ist in Absatz 2 
geregelt, welche Angaben ein Ersuchen grundsätzlich zu 
enthalten hat. 

Zu Artikel 10 
Hier sind Geschäftsweg und Zuständigkeit geregelt. Der 
Schriftverkehr findet danach unmi ttelbar zwischen den 
Zollverwaltungen statt. Die Übermittlung von Ersuchen 
und die Übersendung von Erledigungsstücken auf dem 
diplomatischen Weg werden dadurch nicht ausgeschlos-
sen. 

Zu Artikel 11 
Nach den Bestimmungen des Absatzes 1 ist bei der 
Durchführung der Unterstützungsmaßnahmen und der Er-
ledigung der Ersuchen das Recht der ersuchten Vertrags-
partei anzuwenden. Damit werden insbesondere auch die 
Bestimmungen über das Steuergeheimnis, das Amtsge-
heimnis und die Geheimhaltung nach dem Bundesstati-
stikgesetz, abgesehen von Artikel 5 Abs. 3, für anwendbar 
erklärt. Es wird klargestellt, daß zur Erledigung von Ersu-
chen es auch zulässig ist, Kopien von Schriftstücken und 
sonstigen Unterlagen an die ersuchende Zollverwaltung 
herauszugeben. Die ersuchte Zollverwaltung hat alle zur 
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Durchführung der Ersuchen erforderlichen behördlichen 
Maßnahmen herbeizuführen. Zwangsmaßnahmen wie Be-
schlagnahmen und Durchsuchungen sind jedoch nicht 
anwendbar. 
Absatz 2 sieht vor, daß im Falle der Verweigerung der 
Unterstützung wegen bestimmter Hinderungsgründe et-
waige für das Verfahren der ersuchenden Zollverwaltung 
förderliche Erkenntnisse, die nicht aus den in Artikel 14 
Abs. 1 genannten Gründen zurückgehalten werden müs-
sen, mitzuteilen sind. 

Zu Artikel 12 

Hier wird klargestellt, daß die aufgrund dieses Vertrags 
erhaltenen Auskünfte und Unterlagen als Beweismi ttel 
verwertet werden dürfen. Ihr Beweiswert und ihre Verwen-
dung vor Gericht (zum Beispiel Verlesbarkeit in der 
Hauptverhandlung) richtet sich nach dem innerstaatlichen 
Recht. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 enthält umfassende Bestimmungen zum Schutz 
von personenbezogenen Daten, die nach diesem Vertrag 
übermittelt werden. Die Bestimmungen gewährleisten ins- 
gesamt ein hohes Schutzniveau. 

Zu Artikel 14 
Absatz 1 bestimmt, aus welchen Gründen und unter wel

-

chen Voraussetzungen eine Unterstützung ganz oder teil

-

weise versagt oder von der Erfüllung bestimmter Bedin-
gungen abhängig gemacht werden kann. 

Absatz 2 sieht die Möglichkeit einer Unterstützung auch für 
die Fälle vor, bei denen es an der Gegenseitigkeit man-
gelt. 

Zu Artikel 15 
Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird weitge-
hend auf Kostenerstattung zwischen den Vertragsparteien 
verzichtet. Ausgenommen von dieser Regelung sind die 
Entschädigungen für Zeugen und Sachverständige sowie 
für freiberufliche Dolmetscher und Übersetzer. 

Zu Artikel 16 
Satz 1 ermächtigt die Zollverwaltungen der Vertragspar-
teien, zur Anwendung des Vertrags nach vorheriger ge-
genseitiger Abstimmung Durchführungsbestimmungen zu 
erlassen. Gemäß Satz 2 wird in den Durchführungsbestim-
mungen einvernehmlich festgelegt, an welchen Auskünf-
ten ein so starkes Interesse besteht, daß vorhandene 
Informationen über Zollzuwiderhandlungen im anderen 
Staat entsprechend Artikel 6 Abs. 2 auch unaufgefordert 
zu erteilen sind. 

Zu Artikel 17 
Dieser Artikel enthält die üblichen Schlußbestimmungen 
über Ratifikation, Inkrafttreten und Kündigung des Ver-
trags. 




